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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Finanzstatistik 

— Drucksache 1367 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Besold 


Der Finanzausschuß des Bundestages hat über den 
Entwurf eines Gesetzes über die Finanzstatistik vom 
9. November 1959 — Drucksache 1367 — , nachdem 
der Bundesrat in seiner Sitzung am 10. Juli 1959 
hierzu Stellung genommen hatte, in seiner Sitzung 
vom 10. März 1960 beraten und abgestimmt. 

Aufgabe, Zweck und Umfang sowie ein Überblick 
über die Entwicklung der Rechtsgrundlagen ergeben 
sich aus der Begründung zum Gesetzentwurf — 
Drucksache 1367 S. 4. Hierauf wird verwiesen. 

Ein analoges Gesetz über die Finanzstatistik 
scheiterte im 2. Deutschen Bundestag am Widerstand 
des Bundesrates. Bel den Beratungen des Finanz- 
ausschusses wurde regierungsseits darauf hingewie- 
sen, daß der zur Beratung und Beschlußfassung vor- 
gelegte Gesetzentwurf auf eingehenden Verhand- 
lungen mit den Ländern fußt. Ein Kompromiß wurde 
über die Verfnögensstatistik (§ 5) erzielt. Einige Be- 
standteile der Vorlage sind nach wie vor umstritten 
geblieben. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme den 
Standpunkt vertreten, daß das Gesetz seinem Ge- 
genstand nach so stark in die finanztechni sehen 
Einzelheiten der Verwaltungsführung der Länder 
eingreife, daß es nach Artikel 84 Abs. 1 GG gerecht- 
fertigt erscheint, es als zustimmungsbedürftig anzu- 
sehen. Der Bundesrat schlägt daher eine ent- 
sprechende Änderung „der einleitenden Worte" der 
Gesetzesvorlage vor sowie die Einfügung des § 8a, 
durch den das Gesetz zustimmungsbedürftig werden 
würde. Die Bundesregierung hält die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Ergänzung (§ 8a) zwar nicht für not- 
wendig, widerspricht ihr jedoch nicht ausdrücklich. 
Der Finanzausschuß ist der Auffassung, daß ein Ge- 


setz über die Finanzstatistik nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf und hat daher auch den Vor- 
schlag des Bundesrates, die Präambel des Gesetzes 
dementsprechend zu ändern und den § 8a einzu- 
fügen, nicht angenommen. 

Aus dem Gesichtspunkt, daß eine Finanzstatistik 
möglichst zeitnah sein muß, wenn sie nicht nur 
archivalischen Wert haben soll, hat der Finanz- 
ausschuß die Abänderungsvorschläge des Bundes- 
rates zu §§ 3 und 4 grundsätzlich abgelehnt und ist 
den Abänderungsvorschlägen nur wie folgt bei- 
getreten: 

Der Finanzausschuß ist mit dem Bundesrat der 
Auffassung, die Ausgaben für Gehälter, Vergütun- 
gen und Löhne sollten nur jährlich erfaßt werden, 
wohingegen er mit der Bundesregierung der Ansicht 
ist, daß die Gemeindeausgaben für Investitionen 
vierteljährlich erfaßt werden sollten. In § 3 Nr. 4 
werden daher die Worte „für Gehälter, Vergütun- 
gen, Löhne" nach dem Beschluß des Finanzaus- 
schusses gestrichen. 

In § 4 lehnt der Finanzausschuß die Vorschläge 
des Bundesrates zu Nr. 2 Buchstaben a und b ab. 

In § 4 Nr. 2 Buchstabe b sollen nach dem Beschluß 
des Finanzausschusses die Worte „zweimal jährlich" 
ersetzt werden durch das Wort „halbjährlich". 

§ 5 wird durch den einstimmigen Beschluß des 
Finanzausschusses in der vom Bundesrat vorgeschla- 
genen Fassung gebilligt. Der Finanzausschuß 
stimmte der Bundesratsfassung des § 5 zu, da eine 
Statistik über das Vermögen der Länder, der Ge- 
meinden und der Gemeindeverbände nur im guten 
Einvernehmen mit diesen Körperschaften aufgestellt 
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werden kann, die Bundesstatistik also weitgehend 
von der Mitarbeit und dem guten Willen der Län- 
der und der Gemeinden abhängig ist. Aus diesen 
Gründen widersetzte sich auch die Bundesregierung 
nicht dem Vorschlag des Bundesrates. 

In § 6 wird nach dem Beschluß des Finanzaus- 
schusses in Nr. 1 der Termin des 31. März in 31. De- 
zember (in Anpassung an die Umstellung des Haus- 
haltsjahres) abgewandelt. Ansonsten wird § 6 in der 


Fassung der Regierungsvorlage gebilligt. Der Aus- 
schuß teilt nicht die Ansicht des Bundesrates, wo- 
nach die Statistik über den Schuldenstand nicht die 
Bedingungen umfassen solle. Er ist im Gegenteil der 
Meinung, daß gerade die Bedingungen der öffent- 
lichen Verschuldung von besonderem Interesse sind. 

Im übrigen wird der Entwurf eines Gesetzes über 
die Finanzstatistik in der Fassung der Regierungs- 
vorlage gebilligt. 


Bonn, den 10. April 1960 


Dr. Besold 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1367 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 10. März 1960 


Der Finanzausschuß 

Neuburger Dr» Besold 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksadle 1789 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Finanzstatistik 

— Drucksache 1367 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 3 

Die Statistiken über die Einnahmen und Ausgaben 
(§ 2 Nr. 1) erfassen 

1. die rechnungsmäßigen Einnahmen und Aus- 
gaben des Bundes, der Länder, der Gemein- 
den und der Gemeindeverbände im Rahmen 
des finanzstatistischen Kennziffernplans, ge- 
gliedert nach Aufgabenbereichen (Verwal- 
tungszweigen) und gruppiert nach Einnahme- 
und Ausgabearten, jährlich; 

2. die Haushaltsansätze des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwoh- 
nern und der Gemeindeverbände im Rahmen 
von Haushaltsquerschnitten jährlich; 

3. die Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
und der Länder nach Gruppen vierteljährlich; 

4. die Ausgaben der Gemeinden mit 10 000 und 
mehr Einwohnern und der Gemeindeverbände 
für Gehälter, Vergütungen, Löhne und für 
Investitionen vierteljährlich; 

5. die Gesamteinnahmen und -ausgaben sowie 
die Kassenlage des Bundes und der Länder 
monatlich. 

§ 4 

Die Statistiken über das Steueraufkommen, die 
Finanzzuweisungen und Umlagen (§ 2 Nr. 2) er- 
fassen 

1. die Einnahmen des Bundes und der Länder 
aus Steuern und Zöllen nach Arten monatlich; 

2. die Einnahmen aus Steuern, Finanzzuweisungen 
und die Umlagen 

a) der Gemeinden mit 1000 und mehr Ein- 
wohnern und der Gemeindeverbände vier- 
teljährlich, 

b) der Gemeinden mit weniger als 1000 Ein- 
wohnern zweimal jährlich; 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 3 

Die Statistiken über die Einnahmen und Ausgaben 
(§ 2 Nr. 1) erfassen 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. die Ausgaben der Gemeinden mit 10 000 und 
mehr Einwohnern und der Gemeindeverbände 
für Investitionen vierteljährlich; 

5. unverändert 


§ 4 

Die Statistiken über das Steueraufkommen, die 
Finanzzuweisungen und Umlagen (§ 2 Nr. 2) er- 
fassen 

1. unverändert 

2. die Einnahmen aus Steuern, Finanzzuweisungen 
und die Umlagen 

a) der Gemeinden mit 1000 und mehr Ein- 
wohnern und der Gemeinde verbände vier- 
teljährlich, 

b) der Gemeinden mit weniger als 1000 Ein- 
wohnern halbjährlich; 
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Entwurf 

3. das Aufkommen aus Realsteuern mit Angaben 
der Bemessungsgrundlagen und der Hebesätze 
jährlich. 

§ 5 

(1) Die Statistiken über das Vermögen des Bun- 
des, der Länder, der Gemeinden und der Gemein- 
deverbände (§ 2 Nr. 3) erfassen 

1. den Stand des Vermögens nach Arten am 
Beginn jedes fünften Rechnungsjahres; 

2. die Vermögenszugänge und die Vermö- 
gensabgänge nach Arten jährlich. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates den Umfang der Vermögensstatistik und den 
Zeitpunkt ihres Beginns zu bestimmen sowie Vor- 
schriften zur einheitlichen Bewertung des stati- 
stisch erfaßten Vermögens zu erlassen. 

§ 6 

Die Statistiken über die Schulden (§ 2 Nr. 4) er- 
fassen 

1. den Stand der Schulden des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden und der Gemeindever- 
bände nach Arten und Bedingungen sowie die 
Bürgschaften am 31. März jedes Jahres; 


meinden mit 10 000 und mehr Einwohnern 
und der Gemeindeverbände vierteljährlich. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

3. unverändert 


§ 5 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Gegenstand, Umfang und Art der Vermögenstati- 
stik, den Zeitpunkt des Beginns und der Wieder- 
holungen zu bestimmen sowie Vorschriften zur ein- 
heitlichen Bewertung des statistisch zu erfassenden 
Vermögens zu erlassen. 


§ 6 

Die Statistiken über die Schulden (§ 2 Nr. 4) er- 
fassen 

1. den Stand der Schulden des Bundes, der Län- 
der, der Gemeinden und der Gemeindever- 
bände nach Arten und Bedingungen sowie die 
Bürgschaften am 31. Dezember jedes Jahres; 

unverändert 


2. die Schulden des Bundes, der Länder, der Ge- 2. 
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